
Protokoll: 

 

Die WGS-Fraktion erklärt, der Ausbaubeitragssatz von 70 % sei zu hoch, da viele 

Fahrzeugbewegungen nun durch den Kindergarten entstünden. Dies sei als Durchgangsverkehr zu 

werten. Sie werde den Vorschlag der Verwaltung ablehnen. 

 

Die AfD-Fraktion spricht sich ebenfalls gegen die Beschlussvorlage aus. 

 

Die SPD-Fraktion plädiert in diesem Zusammenhang für die Einführung wiederkehrender Beiträge, 

um eine gerechtere Verteilung zu erreichen. 

 

Die CDU-Fraktion erklärt, dass es sich um eine problematische Situation handele. Insbesondere in 

Bezug auf ein spezielles Eckgrundstück müsse nach einer Lösung geschaut werden. 

 

Die Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen ist auch der Meinung, dass für das Eckgrundstück eine Lösung 

gefunden werden muss. 

 

Beigeordneter Flöck führt aus, es sei von Anfang an klar gewesen, dass dies eine 

ausbaubeitragspflichtige Maßnahme ist. Es bestehe eine Beitragserhebungspflicht. Die Beitragssätze 

seien gestaffelt nach der Bedeutung der Straße. Es handele sich nicht um eine Durchgangsstraße, 

deshalb habe man einen Beitragssatz von 70 % vorgeschlagen. Es gebe einen Entscheidungsspielraum 

von 5 %. Den Satz um 20 % zu senken, wäre rechtswidrig. Bezüglich des angesprochenen Grundstücks 

werde er noch einmal nach einer Lösung schauen. 

 

Es wird sich darauf geeinigt, den Prozentsatz auf 65 % herabzusetzen. Für die Ratssitzung wird eine 

entsprechende /1-Vorlage erstellt.  

 


